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1. VrrmdmllUlk» nnk> E »tlcheiä»»gr».
1.

(Frankierung der an die k. n . k. Missionen und
Consularämter des Auslandes zu sendenden Cor-

respondenzen . )
Der k. k. Statthalter in Österreich unter der Enns hat mit

Erlass vom 30 . März 1899 , Z . 2241/Pr . (M .-D .-Z . 815,
M .-Z . 66332/111 ), dem Magistrats -Präsidium Nachstehendes mit-
gethnlt:

Da seitens österr .-ung . Consularämter neuerlich wegen nicht gehöriger
Frankierung der denselben seitens politischer Behörden zugehenden Zuschriften
mehrfach Klage geführt worden ist, werden die im hierortigen Normal -Erlasse
vom 20 . September 1898 , Z . 5631/Pr . (s. Amtsblatt Nr . 66 er 1696,
„Gesetze, Verordnungen rc." X, 15, xa-A. 114 ), berührten Bestimmungen,
betreffend die ämtliche Correspondenz mit den k. u . k. Missionen im Auslande,
behufs endlicher genauer  Danachachtung in Erinnerung gebracht . Die
magistratischen Bezirksämter werden unter einem gleichlautend verständigt.

2 .
(Bestallung eines General Consnls der Republik

San Domingo . )
Der k. k. Statthalter in Österreich unter der Enns hat mit

Erlass vom 18 . Mai 1899 , Z . 3726/Pr . (M .-Z . 93582/XVIII ) ,
dem Magistrate Nachstehendes eröffnet:

Seine k. u . k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Entschließung
vom 22 . April d. I . dem österreichischen Staatsangehörigen Bernhard Jana¬

iv itz er  die Annahme des ihm verliehenen Postens eines General -Consuls der
Republik San Domingo in Wien unter der Bedingung , dass .hiedurch in seinen
staatsbürgerlichen und Jurisdictions -Verhältnissen keinerlei Änderung eintrete,
allergnädigst zu gestatten und vem bezüglichen Bestallnngsdiplome desselben
das Allerhöchste Exequatur huldreichst zu ertheilen geruht.

Von dieser Allerhöchsten Schlnssfassung wird mit dem Bemerken Mit-
theilnng gemacht, dass der Genannte in seiner amtlichen Eigenschaft anzn-
erkennen und zur Ausübung seiner Consularfnnctionen zuzulassen ist.

(Matrikelführnng , betreffend die Anhänger des
armenisch -orientalischen ^gregorianischen ! Religions¬

bekenntnisses . )
Die armenisch - orientalische Cultusgemeinde in Suczawa

hat mit Zuschrift vom 31 . Mai 1899 , Z . 42 ex 1899
(M .-Z . 101099/III ), dem Wiener Magistrate Nachstehendes zur
Kenntnis gebracht:

In Erwiderung auf die geehrte Zuschrift vom 6. Februar 1899,
M .-Z . 7205/111 , welche snb 1 sammt Beilagen rückfolgt , beehrt sich die gefertigte
Cultusgemeinde mitzutheilen , dass Todes -, Geburts - und Trannngsfälle von
armenisch -orientalischen (gregorianischen ) Religionsbekennern durch das löbliche
Pfarramt der griechisch-orientalischen Gemeinde „zur heil . Dreifaltigkeit " in
Wien matricnliert werden können und sollen , nur wird das obgenannte griechisch¬
orientalische Pfarramt diensthöflichst ersucht, solche Todes -, Geburts - und
Trannngsfälle von armenisch -orientalischen Religionsbekennern , welche öster¬
reichische Staatsbürger sind, an das armenisch -orientalische Pfarramt in Suczawa
anzuzeigen , damit in den hiesigen Matrikelbüchern solche Fälle auch in der
Evidenz geführt werden können.

Hingegen Geburts -, Todes - und Trannngsfälle von armenisch-orienta¬
lischen (gregorianischen ) Religionsbekennern , welche fremde Staatsbürger sind,
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sollen auch von dem griechisch-orientalischen Pfarramte in Wien matriculiert
werden , nnr soll das obgenannte griechisch-orientalische Pfarramt gleichzeitig
das Pfarramt beziehungsweise Konsistorium , wo der Betreffende zuständig ist,
von den Fällen in Kenntnis setzen.

Daher , was den Todesfall des G . de A. betrifft , welcher Anhänger der
armenisch -orientalischen (gregorianischen ) Kirche, aber russischer Staatsangehöriger
und in Tiflis zuständig ist, so soll das hochlöbliche griechisch-orientalische Pfarr¬
amt „zur heil . Dreifaltigkeit " in Wien diesen Todesfall daselbst matriculieren,
aber gleichzeitig das armenisch -orientalische bischöfliche Konsistorium in Tiflis
von diesem Todesfälle in Kenntnis setzen.

4 .
(Krankenversicherungspflicht der Heimstätten-

Arbelter . )
Die k. k. n . - ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom

13 . Juni 1899 , Z . 50567 (M . B .-A. I , G .-Z . 35064 ), dem
magistratischen Bezirksamte für den I ./V1II . Bezirk Nachstehendes
eröffnet:

Das k. k. Ministerium des Innern hat laut Erlasses vom 29 . Mai 1899,
Z . 16203 , dem Necurse der I . G . in Wien gegen die Statthalterei -Entscheidung
vom 18 . Jänner 1899 , Z . 4045 , insofern nut derselben ausgesprochen wurde,
dass die Recurrentin zu der Zeit , als sie für die Cigarettenhülsen -Erzengerin
I . S . (in der eigenen Wohnung ) arbeitete , nach 8 3 K.-V .-G . der Krankeu-
versicherungspflicht nicht unterlag , Folge gegeben und unter Aufhebung der
angefochtenen Entscheidung erkannt , dass die Recurrentin vermöge ihrer
Beschäftigung bei I . S . krankeuversichernngspflichtig gewesen ist.

Diese Entscheidung gründet sich ans nachfüheude Erwägungen:
Gemäß Z 1 K.-V .-G . unterliegen alle Arbeüer , welche in den daselbst

bezeichneten Betrieben beschäftigt sind, der Krankenversichernngspflicht . Nach
ß 3 leA. eit . ist Arbeitern , welche selbständig in eigenen Betrrebsstätten für
Unternehmer arbeiten (Hausindustrie ), die Berechtigung gewährt , unter gewissen
Boraussetzungen der Krankenversicherung beizutreten . Bei diesem Wortlaute
kann 8 6 nur solche Arbeiter im Auge haben , welche wegen ihrer Selbständigkeit
nicht unter die nach 8 1 K.-V .-G - für Arbeiter un Betriebe geltende Norm
fallen , also Arbeiter , welche zwar für einen Betriebsunteruehmer arbeiten,
indem sie von ihm die Herstellung oder Verarbeitung industrieller Erzeugnisse
für dessen Rechnung übernehmen , welche aber zu ihm in nnem solchen Dienst-
und Abhängigkeitsverhältnisse wie Arbeiter im Betriebe nicht stehen. Dass aber
im vorliegenden Falle ein derartiges Abhängigkeits - respective Dienstverhältnis
nicht bestanden habe und begründet werden wollte , geht aus den Vorlagen nicht
nnr nicht hervor , sondern es muss auS der bezüglichen Eintragung un Arbeils-
buche der Recurrentin vielmehr geschlossen werden , dass ein solches Verhältnis
thalsächlich vorlag . In dem Arbeitsbuche hat nämlich I . S . ausdrücklich
bestätigt , dass die Recurrentin bei ihr vom Juni bis October 1898 ehrlich
und fleißig gearbeitet habe und gesund und lohnbefriedigr entlassen wurde.

Ein derartiges Zeugnis wird regelmäßig wohl nnr bei dem Bestände
eines Dienstverhältnisses ansgefertigt.

Es qualificiert sich sohin die Recurrentin nicht als eine versicherungs¬
berechtigte Person im Sinne des 8 3- sondern als versicheruugspflichlige
Arbeiterin im Sinne des 8 1 K.-V .-G.

Durch diesen Erlass erscheint der auf Seite 93 des magistratischen Ver¬
ordnungsblattes ox 1898 abgedruckte Erlass des k. k. Ministeriums des
Innern vom 26 . Juli 1898 , Z . 21611 , ergänzt.

5 .
(Zurücknahme von Gewerbescheinen .)

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 16. Juni
1899 , Z . 49631 ( M .-Z . 112719/LVII ) , dem Wiener Magistrate
Nachstehendes zur Kenntnis gebracht:

Laut des in Abschrift angeschlossenen Erkenntnisses vom 9 . Februar 1899,
Z . 933 V . G . H ., hat der k. k. Verwaltuugsgerichtshof über die Beschwerde
der Eheleute Philipp und Emilie Völker in Wien die Entscheidung des k. k.
Ministeriums des Innern vom 19. Juli 1897 , Z . 10535 , betreffend die
Zurücknahme von Gewerbescheinen , als gesetzlich nicht begründet aufgehoben.

Demgemäß hat dieses k. k. Ministerium zufolge Erlasses vom 31 . Mai
1899 , Z . 12974 , im Grunde des 8 7 , Absatz 2 des Gesetzes vom 22 . October
1875 , R .-G .-Bl . Nr . 36 ex 1876 , die hierämtliche Entscheidung vom 16 . Juni
1896 , Z . 54056 , mit welcher der von der bestandenen Bezirkshauptmannschast
Sechshaus unterm 22 . Februar 1888 , Z - 13953 , der Emilie und dem Philipp
Völker ausgefertigte Gewerbeschein , lautend „auf den Handel mit Schafen und
Schweinen und Schlachtung dieser Thiere znm Verkauf im ganzen , ohne dass
eine Ausschrotung stattfindet " , mit dem -Standorte Penzing , Hauptstraße 116,
sowie weiters der von der Bezirkshauptmannschast Hietzing -Umgebung unterm
21 . März 1895 , Z . 8120 , der Emilie Völker für den Betrieb einer Filiale
obigen Gewerbes in Liesing, Langegasse dir . 21 , ansgestellte Geiverbeschein
auf Grund der 88 57 , Alinea 1 und 146, Alinea 2, G .-O ., von amtswegen
außer Kraft gesetzt wurden , zu beheben gefunden.

Diese Entscheidung stützt sich auf die Nechtsanschauung , von welcher der
k. k. Verwaltungsgerichtshof bei seinem Erkenntnisse ausgegangen ist, und
wird auf die bezüglichen in diesem Erkenntnisse enthaltenen Gründe verwiesen.

Die Beilagen des Berichtes vom 2. December 1897 , Z . 38470 , folgen
zur weiteren Veranlassung und Verständigung der k. k. Bezirkshauptmannschast
Hietzing-Umgebung zurück. *

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 9. Fe¬
bruar 1899 , Nr . 933 :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltuugsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Zweiten

Präsidenten Dr . Freiherr « von Lemayer , in Gegenwart der Räthc des k. k.
Verwaltungsgerichtshofes Ritter von Herwig , Piaxmarer , Freiherrn von
Jacobi und Zenker , dann des Schriftführers , k. k. Rathssecretärs -Adjuncten
Grafen Bossi -Fedrigotti über die Beschwerde der Eheleute Philipp und Emilie
Völker in Wien gegen die Entscheidung des k- k. Ministeriums des Innern
vom 19 . Juli 1897 , Z . 10535 , betreffend die Zurücknahme von Gewerbe¬
scheinen, nach der am 9. Februar 1899 durchgeführten öffentlichen mündlichen
Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie
der Ausführungen des Dr . Adolf Seidler , Hof - und Gerichtsadvocaten in
Wien , in Vertretung der Beschwerde , und des Sectionsrathes von Nagy , in
Vertretung des belangten k. k. Ministeriums des Innern , zu Recht erkannt:

Die angefochtene Entscheidung wird als gesetzlich nicht begründet aufgehoben.
Entscheidungsgründe:

Mit dem Bescheide der bestandenen Bezirkshauptmannschast Sechshaus
vom 11 . Jäuner 1887 , Z . 1471 , ist dem Philipp Völker der unter gleichem
Datum ausgefertigte Gewerbeschein , lautend auf „Handel mit Schafen und
Schweinen und Schlachtung dieser Thiere zum Verlause uu ganzen , ohne
dass eine Ansschrotung stattfiudet " , nut dem Standorte in Penzing , Haupt¬
straße 116 , ertheilt , und mit dem Bescheide derselben Bezirkshauptmannschast
vom 22 . Februar 1888 , Z . 13952 , die Übertragung dieses Gewerbes mit der
gleichen Beschränkung auf die Ehegattin des Genannten , Emilie Völker,
bewilligt worden , indem gleichzeitig der anstatt auf die Ebengenannte irrthümlich
auf Emilie und Philipp Völker lautende Gewerbeschein ausgefertigt wurde.
Dieser Gewerbeschein vom 22 . Februar 1888 , sowie der von der Bezirks-
hauplmannschaft Hietzing -Umgebung unterm 21 . März 1895 , Z . 8120 , der
Emilie Völker für den Betrieb einer Filiale des obigen Gewerbes in Liesing,
Langegasse 21 , ansgefertigte Gewerbeschein wurden mit der angefochtenen
Entscheidung , in Bestätigung der Statthalterei -Entscheidung vom 16 . Juni 1896,
Z . 54056 , auf Grund der 88 57 , Alinea 1, und 146 , Alinea 2 des Gewerbe¬
gesetzes von amtswegen außer Kraft gesetzt, weil die gewerbsmäßige Schlachtung
von Schafen und Schweinen in den Berechtigungsumfang des handwerks¬
mäßigen Fleischhauergewerbes falle , demnach bei selbständiger Ausübung von der
Erbringung des ordnuugmäßigen Befähigungsnachweises für das Fleischhauer-
gewerbe abhängig sei und die Beschwerdeführer diesen Befähigungsnachweis
weder erbracht haben , noch zu erbringen in der Lage seien.

Die Gesetzmäßigkeit dieser Entscheidung wird von der Beschwerde unter
Berufung auf die behördlich ausgefertigten rechtskräftigen Gewerbescheine mit
der Behauptung bestritten , dass das von den Beschwerdeführern nach Inhalt
der Gewerbescheine betriebene Gewerbe nicht unter den Begriff des Fleischhauer¬
gewerbes falle , sondern ein Handelsgewerbe sei, für welches ein Befähigungs¬
nachweis nicht erforderlich wäre , dass ferner eine Gewerbeberechtigung , für
welche bei der Ansfertigung der Gewerbescheine der Befähigungsnachweis nicht
für erforderlich erachtet wurde , aus dem Grunde , weil diesfalls nachträglich
eine andere Auffassung platzgreift , nicht entzogen werden könne.

Der Verwaltungsgerichtshof hat nicht nöthig , die Frage zu beantworten,
ob zum Antritte des von den Beschwerdeführern betriebenen Gewerbes die
Beibringung des Befähigungsnachweises erforderlich sei, vielmehr war zunächst
lediglich zu prüfen , ob die Voraussetzung , unter welcher nach den 88,57 und
146 G .-O . die Zurücknahme eines Gewerbescheines zulässig ist, im vorliegenden
Falle gegeben sei.

Die Frage aber hat der Verwaltungsgerichtshof aus folgenden Er¬
wägungen zu verneinen befunden . Gemäß 8 57 der Gewerbegesetz -Novelle vom
15. März 1883 , R .-G .-Bl . Nr . 39 , ist die Zurücknahme eines Gewerbescheines
oder einer Coucession daun zulässig , wenn bei einem Gewerbetreibenden der
ursprüngliche und noch fortdauernde Mangel eines der gesetzlichen Erfordernisse
des selbständigen Gewerbetriebes nachträglich znm Vorschein kommt.

Aus den Administrativacteu ist nun zu coustatiercn , dass von der Bezirks-
hauptinannschaft Sechshaus vor der Ausfertigung des Gewerbescheines vom
11 . Jänner 1887 , Z . 1471 , beziehungsweise vom 22 . Februar 1888 , Z . 13952,
lautend auf „Handel nut Schafen und Schweinen und Schlachtung dieser
Thiere zum Verkaufe im ganzen , ohne dass eine Ausschrotung stattfiudet " ,
die Fleischhauergenossenschaft in Wien darüber einvernommen wurde , ob dieses
Gewerbe mit Rücksicht auf die Schlachtung der Thiere als das handwerks¬
mäßige Fleischhauergewerbe anzusehen sei, und ^ dass die Genossenschaft sich
hierüber dahin äußerte , zum Betriebe eines Stechviehhaudels sei kein Be¬
fähigungsnachweis erforderlich , wohl aber müsste ein solcher gefordert werden,
wenn auch Rinder geschlachtet würden . Weiters ist zu constatiereu , dass
der Ausfertigung des Gewerbescheines vom 24 . Jänner 1895 , Z . 1948,
lediglich die Acten über die Ausfertigung des ersterwähnten Gewerbescheines
zugrunde lagen.

Es ist also richtig , dass — wie die angefochtene Entscheidung annimmt —
die Beschwerdeführer bei der Anmeldung des Gewerbes den Befähigungs¬
nachweis für das Fleischhauergewerbe nicht beigebracht haben , und dieselben
behaupten auch nicht, diesen Nachweis jetzt erbringen zu können . Allein der
Mangel dieses Erfordernisses ist nicht nachträglich znm Vorscheine gekommen.
Es war vielmehr der Behörde bekannt , dass die Beschwerdeführer den Be¬
fähigungsnachweis für das Fleischhauergewerbe nicht besitzen; sie hat aber
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hierin den Mangel eines gesetzlichen Erfordernisses für den Antritt des Gewerbes
nicht erblickt, weil sie auf Grund der Äußerung der Fleischhauergenossenschaft
den Stechviehhandel einschließlich der «Schlachtung der Thiere nicht als das
handwerksmäßige Fleischhanergcwerbe ausah , wonach sie den Befähigungs¬
nachweis nicht für erforderlich erachtete.

Die Ausfertigung der Gewerbescheine beruht also auf einer — vielleicht
irrthümlichen — Nechtsanschauung der Gewerbebehörde I . Instanz , aber nicht
auf der Unkenntnis des Mangels des nunmehr von der Behörde als erforderlich
erachteten Befähigungsnachweises ; es ist demnach nicht der ursprüngliche und
noch fortdauernde Mangel eines gesetzlichen Erfordernisses des Betriebes des
fraglichen Gewerbes nachträglich zum Vorschein gekommen, und es liegt daher
der Fall des 8 57 der Gewerbegesetz-Novelle hier nicht vor.

Die Ministerial -Entscheidung beruft sich nun allerdings auch auf den
8 146 , Absatz 2 der Gewerbeordnung , wonach die Oberbehörde , wenn der
Mangel eines gesetzlichen Erfordernisses zu ihrer Kenntnis kommt , von amts-
wegen einznschreiten hat.

Der Gerichtshof war aber der Anschauung , dass diese Bestimmung nicht
für sich allein in Betracht gezogen und nicht dahin aufgefasst werden darf,
dass die Oberbehörde die Zurücknahme einer Gewerbeberechtigung ohne Rück¬
sicht auf den der Verleihung der Concession oder der Ausfertigung des Ge¬
werbescheines zugrundeliegenden Thatbestand verfügen kann , sobald sie den
Mangel eines gesetzlichen Erfordernisses zu erkennen glaubt . Der 2. Absatz des
8 146 ist vielmehr nur im Zusammenhänge mit dem 1. Absätze, in welchem
die Bekanntgabe der Gründe und die Recursfrist bei Entscheidungen nach
ß 13 , Alinea 2, und Z 57 bestimmt wird , ins Auge zu fassen. Aus diesem
Zusammenhänge , sowie aus der Textierung und der Einreihung dieser Be¬
stimmungen im Gesetze ergibt sich aber , dass auch das amtswcgige Ein¬
schreiten der Oberbehörde nur unter der Voraussetzung des 8 57 , also nur
dann platzgreift , wenn irgend ein thatsächliches Moment neu hervorkommt,
aus welchem sich der Mangel eines gesetzlichen Erfordernisses ergibt , dass
jedoch diese gesetzliche Bestimmung nicht auch dann angewendet werden kann,
wenn der Mangel eines gesetzlichen Erfordernisses aus demselben Thatbestande,
welcher schon bei der Verleihung der Concession, beziehungsweise der Aus¬
fertigung des Gewerbescheines vorlag , nachträglich deduciert werden will.

Im vorliegenden Falle ist — wie oben gezeigt wurde — nicht ein
neues thatsächliches Moment hervorgekommen , aus welchem der Mangel eines
gesetzlichen Erfordernisses resultiert , sondern der Mangel eines solchen wird
nur vermöge einer anderen Rechtsauschaunng aus dem bei der Ausfertigung
der Gewerbescheine vorgelegeuen Thatbestande abgeleitet.

Da nun nach der Rechtsüberzeugung des Gerichtshofes die Oberbehörde
ans Grund des 8 146, Absatz 2 G .-O . mit der Entziehung einer Gewerbe¬
berechtigung nur Vorgehen kann, wenn ein schon bei der Verleihung derselben
thatsächlich vorhanden gewesener Mangel eines gesetzlichen Erfordernisses
nachträglich zu ihrer Kenntnis kommt , nicht aber auch dann , wenn sie einen
solchen Mangel nur infolge einer von der Ansicht der Unterbehörde ab¬
weichenden Nechtsanschauung nachträglich entdeckt oder eigentlich erst const ' niert,
so musste die angefochtene , auf diesem letzteren Vorgänge beruhende Ent¬
scheidung als im Gesetze nicht begründet aufgehoben werden.

6 .
(Ersatz von in österreichischen oder ungarischen
Spitälern sür russische Staatsangehörige erwach¬
senen Verpslegskosten , beziehungsweise von in
russischen Spitälern sür österreichische oder ungarische

Staatsbürger ansgelansenen solchen Kosten . )
Erlass der k. k. Statthalterei vom 19 . Juni 1899 , Z . 51772

(M .-Z . 113437/XVI ) :
Laut einer dem k. u . k. Ministerium des Äußern zugekommenen Mit¬

theilung der hiesigen kaiserlich russischen Botschaft hat die russische Regierung
beschlossen, in Hinkunft den unsererseits gestellten"Ersuchen um Einbringung von
in österreichischen oder ungarischen Spitälern für Verpflegung russischer Staats¬
angehöriger erwachsenen Kosten nur mehr dann Folge zu geben, wenn die
Zahlungsfähigkeit der betreffenden Personen außer Zweifel „steht.

Diese Note wurde vom k. u. k. Ministerium des Äußern unter dem
6. Mai d. I ., Z . 21253 , mit der Erklärung beantwortet , dass das k. k. Mini¬
sterium des Innern in Wien und das königl. ungarische Ministerium des
Innern in Budapest beschlossen haben , den russischerseils einlangeuden Ersuchen
um Einbringung der für die Verpflegung österreichischer oder ungarischer
Staatsbürger in russischen Spitälern erwachsenen Kosten in Hinkunft gleichfalls
nur bei zweifellos feststehender Zahlungsfähigkeit der betreffenden Personen
Folge zn geben.

7 .
(Provisorische Regelung der Einwanderung nach den
infolge des spanisch -amerikanischen Krieges von den
Nnionstrnppen besetzten neuen Gebieten der Ber¬

einigten Staaten von Nordamerika.
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 19 . Juni

1899 , Z . 52506 (M .-Z . 114146/XVI ), dem Wiener Magistrate
Nachstehendes zur Kenntnis gebracht:

Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 3 . Juni 1899,
Z . 16891 , wurden behufs Regelung der Einwanderung nach den infolge des
spanisch-amerikanischen Krieges ' von Uuionstruppen besetzten neuen Gebieten
der Vereinigten Staaten von Nordamerika mittels Circular -Verordnung der
Colonial -Abtheilung des Kriegs -Departements in Washington vom 14 . April
d. I . die Gesetze und Vorschriften , welche die Einwanderung nach den Ver¬
einigten Staaten regeln , auch für die oberwähnteu Gebiete in Wirksamkeit
gesetzt und bis zur Etablierung von Einwanderuugsstationen dortselbst die
Zolleinnehmer zur Handhabung der gedachten Gesetze und Vorschriften an¬
gewiesen.

Hievon wird der Wiener Magistrat in Kenntnis gesetzt.

8 .

(Sendungen an die Station sür diagnostische Thier
impsnngen itt dem k. n . k. Militär -Thierarznei -Jnstitnte
und der Thierärztlichen Hochschule in Wien — porto¬

pflichtig . )
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 19 . Juni

1899 , Z . 53378 (M .-Z . 112683/XV ), dem Wiener Magistrate
Nachstehendes zur Kenntnis gebracht:

Laut Erlasses des k. k- Ministeriums des Innern vom 5 . Juni 1899,
Z 17920 . hat anlässlich einer gestellten Anfrage das k. k. Handelsministerium
mit der Note vom 26 . Mai d. I ., Z . 27923 , mitgetheilt , dass den von den
k. k. Bezirkshauptmannschaften an die Station für diagnostische Thierimpfnngen
in dem k. u . k. Militär -Thierarznei -Jnstitnte und der Thierärztlichen Hochschule
in Wien gelangenden Sendungen von zur mikroskopischen und bakteriologischen
Untersuchung bestimmten , entsprechend verpackten Cadavertheilen , nach dem
Gesetze vom 2 . October 1865 , N .-G .-Bl . Nr . 108 , die Portofreiheit nicht zukommt.

Im Sinne des Artikels IX dieses Gesetzes sind derlei Sendungen viel¬
mehr von den k. k. Bezirkshauptmannschaflen bei der Aufgabe zu frankieren.

Hievon wird der Wiener Magistrat zur Kenntnisnahme , beziehungsweise
entsprechenden weiteren Veranlassung mit dem Beifügen verständigt , dass die
aus diesem Versandte erwachsenden Kosten bei der k. k. Statthalterei unter
Vorlage der bezüglichen Anfgabsscheine und Rechnungen angesprochen werden
können.

(Behandlung der von der Nnfallversicherungsanstalt
gemachten Anzeigen wegen unwahrer Angaben der

Unternehmer in den Lohnverrechnungen . )

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 20 . Juni
1899 , Z . 47996 (M .-Z . 113433/XVIII ), Nachstehendes eröffnet:

Die Arbeiter -Unfallversicherungsanstalt in Wien hat zur Kenntnis ge¬
bracht , dass zuweilen Anzeigen , welche die Anstalt gegen Unternehmer wegen
unwahrer Angaben in Lohnverrechnungen behufs Einleitung der Strafamts-
haudlnng gemäß 8 -51 U.-V .-G au die Bezirksämter erstattet , von den letzteren
dem Strafgerichte behufs eventueller Einleitung der strafgerichtlichen Vor-
erhebnugen abgetreten werden.

Da nun die Anstalt in jedem Falle , in welchem wegen unwahrer An¬
gaben in Lohnverrechnungen gegen Betriebsuuternehmer die strasgerichtliche
Anzeige erstattet werden soll, dies vorher sorgfältig erwägt , und — wo derlei
strafgerichtliche Anzeigen nach dem Thatbestande begründet erscheinen — die¬
selben unmittelbar an die zuständige k. k. Staatsanwaltschaft erstattet , so glaubt
die Anstalk , dass die Abtretung der an die magistratischen Bezirksämter er¬
statteten Anzeigen an das Strafgericht einerseits zweck- und aussichtslos , anderer¬
seits jedoch ein solcher Vorgang geeignet sei, der Anstalt das Odium der Er¬
stattung unbegründeter strafgerichtlicher Anzeigen aufzuwälzen , sowie es schließlich
auch möglich sei. dass hiedurch die Verjährung der Strafbarkeit eintritt,
wenn der' Augezeigte weder beim magistratischen Bezirksamte vor Abtretung
des Actes an das Strafgericht , noch auch von dem letzteren nn Zuge der Vor¬
erhebungen vernommen wurde , da die Unterbrechung in derlei Straffällen nur
durch die Vorladung und Einvernehmung des Beschuldigten bewirkt wird.

Die Anstalt hat hieran das Ersuchen geknüpft , die magistratischen Be¬
zirksämter anzuweisen , von der Abtretung derartiger Anzeigen an das Straf¬
gericht in jedem Falle abznsehen-

Die Statthalterei ist zwar nicht in der Lage, diesem Wunsche zn ent¬
sprechen, weil die politischen Behörden selbständig zu prüfen haben , ob mcht
die Momente einer nach dem Strafgesetze zu verfolgenden strafbaren Handlung
vorhanden erscheinen und sie im Falle eines solchen Verdachtes verpflichtet
sind , die Anzeige an das Strafgericht zn erstatten , die magistratischen Bezirks¬
ämter werden jedoch aufgefordert , solche Anzeigen nur nach genauer Erwägung
aller in Betracht kommenden Umstände an die Staatsanwaltschaft zn leiten
und jedenfalls Vorsorge zu treffen , dass auch in diesen Fällen eine Verjährung
der politischen Übertretung nicht eintritt.

1*
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1«.
(Meteoreisen Funde .)

Die k. k. n .-ö. Statthalters hat mit Erlass vom 22 . Juni
1899 , Z . 51481 (M .-Z . 116324/III ), dem Wiener Magistrate
Nachstehendes zur Kenntnis gebracht:

Nachdem sich kürzlich der Fall ereignet hat , dass ein ans heimischem
Boden gefundenes Meteoreisen einem ausländischen Institute znm Kaufe an-
geboten worden ist, und die berufenen wissenschaftlichen Institute im Inlands
erst verhältnismäßig spät von dem Funde Kenntnis erlangten , hat das k. k.
Ministerium des Innern mit dem Erlasse vom 30 . März 1899 , Z . 1711/M . I .,
sich veranlasst gesehen, ans die Bestimmungen des Erlasses vom 30 . December
1853 , Z - 8907/M , I, , dessen Abschrift mitfolgt , mit dem Beifügen aufmerksam
zu machen , über das Vorkommen von Objecten , welche für das Natnrhistorische
Hofmuseum oder die k. k. Akademie der Wissenschaften von Interesse sein können,
ohne Verzug an das genannte Ministerium die Anzeige zu erstatten.

Hievon wird der Magistrat zur weiteren Veranlassung in Kenntnis gesetzt.
* *

*

Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 30 . De¬
cember 1853 , Z . 8907/M . I ., an sümmtliche Landeschefs:

Der kaiserlichen Akademie der Wissenschaften ist sehr daran gelegen , dass
es ihr ermöglicht werde , von allen außerordentlichen Naturerscheinungen , welche
ein weiteres und schnelles Einschreiten von ihrer Seite wünschenswert machen,
zum Beispiele von Meteorsteinfällen , Vorkommen seltener Thiere rc . so schleunig
als möglich Kunde zu erlangen.

Da hiebei ein ungewöhnlicher Gewinn für die Wissenschaft und ins¬
besondere für die kaiserlichen Naturalien -Cabinette besondere Bereicherungen zu
erwarten stehen, so beehre ich mich . . . zu ersuchen, derlei außerordentliche
Ereignisse , die ohnehin nur selten eintreten , im telegraphischen Wege hieher
anzeigen zu wollen , um sogleich die kaiserliche Akademie der Wissenschaften
behufs Ergreifung der geeigneten Maßregeln benachrichtigen zu können.

11.
(Anzeigen über den Dienstantritt eines Hilfsarztes

einer Privat -Heilanstalt — stempelfrei . )
Das k. k. Central -Tax - und Gebüren -Bemessungsamt hat mit Note vom

26 . Juni 1899 , Z . 28957 , über eine notionierte Eingabe der Leitung einer
Privat -Heilanstalt in Wien , in welcher dieselbe den Dienstaustritt eines Hilfs¬
arztes zur Anzeige bringt , dem Magistrate bekanntgegeben , dass die erwähnte
Eingabe nach hierämtlicher Anschauung im Sinne der T . - P . 44 Z- als
gebürenfrei zu behandeln ist, da die betreffende Anstaltsleitung zur Erstattung
der gegenständlichen Anzeige über den Dienstanstritt seines Hilfsarztes ver¬
pflichtet war , und die Eingabe sich vornehmlich als eine in öffentlichen An¬
gelegenheiten erstattete Anzeige darstellt.

12 .
(Erhebungen über Betriebsunfälle . )

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 29 . Juni
1899 , Z . 34795 (M .-Z . 114132/XV1II ), dem Wiener Magistrate
Folgendes eröffnet:

Mit dem Erlasse vom 12 . December 1898 , Z . 91478 , wurden Weisungen
bezüglich einer beschleunigten Vornahme der Unfallserhebungcn erlassen , gleich¬
zeitig aber auch die unterstehenden politischen Behörden I . Instanz aufgefordert,
über die Zweckmäßigkeit des von der Arbeiter - Unfallversicherungs - Anstalt in
Wien angeregten Vorganges , wonach das Erhebungs -Protokoll vom Commissions-
leiter dem intervenierenden Localbeauftragten unmittelbar zu übergeben wäre,
sich zu äußern.

Es ist nicht zu leugnen , dass dieser Vorgang , welcher von der weitaus
größten Zahl der einvernommenen Behörden als zweckmäßig bezeichnet wurde,
dazu beitragen würde , das Verfahren wesentlich zu beschleunigen.

Es wird daher empfohlen , derart vorzngehen , dass , wenn nicht in den
besonderen Verhältnissen des dortigen Amtes begründete etwaige Bedenken ent-
gkgenstehen, der Unfallerhebungsact nach Abschluss der Erhebung vom Commissions¬
leiter dem intervenierenden Anstaltsbeamten in allen jenen Fällen direct gegen
Empfangsbestätigung ausgefolgt werde , in welchen nicht die Mittheilung des
Actes an das Strafgericht nothwendig ist oder eine zu erlassende gewsrbe -,
sicherheits - oder sanitütspolizeiliche Verfügung oder ein anderer gewichtiger
Grund es für das Amt geboten erscheinen lässt , sich selbst in den Besitz des
Originalactes zu setzen. Aber auch in diesen Füllen ist der Anstalt sofort eine
Abschrift des Erhebnngs -Protokolles zu übersenden . Hiebei wird bemerkt , dass
bei der Anstalt die Absicht besteht, fast ausnahmslos bei allen Unfalls -Er¬
hebungen einen Beauftragten intervenieren zu fassen, wodurch viele der gegen
den gedachten Vorgang geltend gemachten Bedenken hinwegfallen.

Die nach Möglichkeit zu beschleunigenden Erhebungen sind nur dann
ohne ein Ersuchen der Anstalt abznwarten , anzuberaumen , wenn ein Unfall
mit tödtlichem Ausgange oder ein solcher vorliegt , der voraussichtlich eine vier
Wochen übersteigende Erweibsunfähigkeit zur Folge haben dürfte . Sonst ist
eine Unfallserhebung nur über Ersuchen der Anstalt vorznnehmen . Die Un¬
fallserhebungen sind in der Regel am Unfallsorte , sonst aber und zwar dann

am Betriebsorte zu pflegen , wenn die Aufnahme des Localaugenscheines be¬
deutungslos beziehungsweise unmöglich ist. Nur bezüglich der im Schiffahrts¬
betriebe der k. k. priv . Donau -Dampfschiffahrts -Gesellschaft vorgekommenen
Unfälle hat es bei dem gegenwärtigen Vorgänge (Feststellung durch Organe
der Gesellschaft) zu verbleiben.

Wenn kein Anlass zum Einschreiten von amtswegen vorliegt , sondern
es sich nur um die Schaffung der Grundlage für die Anerkennung des
Nentenansprnches für die Anstalt handelt , sind nach dem Abschluss der com-
missionellen Erhebung etwa noch nothwendige Ergänzungen und Recherchen
nur über Wunsch der Anstalt oder des Beauftragten derselben vorznnehmen,
wie überhaupt alle im Zuge einer solchen Verhandlung sich ergebenden weit¬
wendigen Erhebungen , um welche die Anstalt nicht besonders angesncht hat,
namentlich Anfragen bei Ämtern außerhalb des Verwaltungsbezirkes zu unter¬
lassen sind.

Bei diesem Anlasse wird auch bezüglich der Erstattung der Unfallsanzeigen
nach § 29 U.-V .-G bemerkt , dass diese Anzeigen sofort nach ihrem Einlangen
einer flüchtigen Durchsicht zu unterziehen und solche, die in wesentlichen
Punkten (Name des Verletzten und des Unternehmers , Bezeichnung des
Betriebes , Unfallsdatum , Krankencassa , Art der Verletzung , Veranlassung und
Hergang des Unfalles , Name und Adresse der Zeugen , Datum und Unterschrift)
auffallend mangelhaft ansgefertigt sind, zur Vervollständigung znrückznstellen
sind. Das Datum der Ausfertigung wird häufig deshalb weggelassen , um
verspätete Anzeigen , welche selbstverständlich stets mit der entsprechenden Strenge
zu bestrafen sind, zu verschleiern . Sollte übrigens bei einer sonst ordnungs¬
mäßig ausgefertigten Unfallsanzeige nur das Ausfertigungsdatum fehlen , so
kann dasselbe eventuell durch einen Präsentationsvormerk der Einreichungsstelle
ersetzt werden.

13
(Zur Regelung des Verkehres mit Spreng-

präparaten . )
Die k. k. n .-ö. Statthalerei hat mit Erlass vom 30 . Juni 1899,

Z . 47724 (M .-Z . 120114/XIV ), dem Wiener Magistrate Nach¬
stehendes zur Kenntnis gebracht:

Behufs Regelung des Verkehres mit (Sicherheits -)Sprengpräparaten,
welche dem Pulvermonopole unterliegen , haben die Ministerien des Innern , des
Handels , der Eisenbahnen , des Ackerbaues und der Finanzen mit dem Reichs-
Kriegsministerinm eine Verordnung vereinbart , welche gleichzeitig mit einer
weiteren Verordnung über den Verkehr mit sprengkräftigen Zündungen im
Neichsgesetzblatte (XXXVIII , Stück Nr . 95 und 96 ) verlautbart wurde.

Infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 19 . Mai 1899,
Z . 16513 , wird der Wiener Magistrat hierauf mit dem Bedeuten aufmerksam
gemacht, dass zwischen beiden Verordnungen , insofern ein Zusammenhang
besteht, als durch die Verschärfung der Bestimmungen über den Verkehr mit
sprengkräftigen Zündungen die Gewährung von Erleichterungen für den Ver¬
kehr mit (Sicherheits -)Sprengpräparaten ermöglicht erscheint.

Damit der an gedeutete Zweck der Verordnung über die sprengkräftigen
Zündungen voll erreicht werde , wird den Bezirksbehörden die genaue Hand¬
habung derselben zur Pflicht gemacht und insbesondere die sinngemäße
Beobachtung der Ministerial - Erlässe vom 22 . September 1883 , Z . 13271
(R -G .-Bl . Nr . 156 ox 1883 , Mag .-Vdgbl . ex 1883 , Seite 198 ), 20 . August
1884 , Z . 12346 (Mag .-Vdgbl . ex 1885 , Seite 46 ), und 20 . December 1887,
Z . 21167 (Mag .-Vdgbl . ex 1888 , Seite 208 ) (h. o. Erlässe vom 23 . October
1883 , Z . 45377 , 26 . August 1884 , Z . 39863 , und 3 . Jänner 1888 , Z . 70394 ),
eindringlichst nahegelegt.

Da die Wahrnehmung gemacht wurde , dass die zur Überstempelnng der
Bezngsansweise verwendeten Ämtssiegel infolge undeutlichen Abdruckes mehrfach
den Namen der betreffenden Behörde nicht entnehmen lassen, so ist auch in
dieser Richtung die entsprechende Vorsorge zu treffen.

14 .

(Verbot des Hausierhandels in der Stadt Gynla
(Cornitat B ^k̂ sl in Ungarn .)

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 5. Juli
1899 , Z 58880 (M .-Z . 123929/XVIII ), dem Wiener Magistrate
Nachstehendes zur Kenntnis gebracht:

Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 21 . Juli 1899,
Z . 20157 , wurde zufolge Mittheilnng des königlich ungarischen Handels¬
ministeriums vom 17 . Mai d. I ., Z . 20994 , die Ausübung des Hausierhandels
ans dem Gebiete der Stadt Gynla (Comitat Bskos ) unter Aufrechthaltnng der
im Z 17 der bestehenden Hansiervorschristen und in den diesen Paragraphen
ergänzenden Nachtragsverordnnngen den Bewohnern gewisser Gegenden ge¬
währten Rechte verboten.

Hievon wird der Magistrat mit Beziehung ans § 10 des Hausierpatentes
zur Kenntnisnahme und Danachachtung verständigt.
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15 .

(Erstattung von Anzeigen von Unfällen und außer¬
gewöhnlichen Ereignissen beim Betriebe von Straßen

bahnen . )

Die k. k. n .- ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 6 . Juli 1899,
Z . 44037 ( M .-Z . 122829/V ), dem Wiener Magistrate Nach-
stehendes zur Kenntnis gebracht:

Mit dem an die österreichischen Bahnverwaltungen ergangenen Erlasse
des k. k. Eisenbahnministerinms vom 25 . Juli 1897 , Z . 7244,IV (Verorduungs-
blatt für Eisenbahnen und Schiffahrt Nr . 104 ox 1897 ) wurden für die Er¬
stattung von Anzeigen über Unfälle und außergewöhnliche Ereignisse Directiven
hinausgegeben , nach welchen Unfälle und Betriebsereignisse , welche die öffentliche
Aufmerksamkeit erregen oder bei welchen die Sicherheit der Personen und des
Eigenthums gefährdet wurde , auf dem kürzesten Wege auch der bezüglich des
Unfallortes competenten politischen Behörde , sowie dem zuständigen k. k. Gerichte
angezeigt werden müssen.

Mit dem Erlasse vom 11 . Februar 1898 , Z . 15755/IV sx 1897 (Ver¬
ordnungsblatt für Eisenbahnen und Schiffahrt Nr . 22 ox 1898 ) hat das k. k.
Eiseubahnministerium über Anregung des k. k. Justizministeriums weiters
verfügt , dass Unfälle , welche sich innerhalb des Sprengels des am Sitze
eines Landes - oder Kreisgerichtes befindlichen Bezirkgerichtes ereignen , nicht
diesem Bezirksgerichte , sondern unmittelbar der k. k. Staatsanwaltschaft an-
znzeigen sind.

Anlässlich einer diesfalls erfolgten Anregung , rücksichtlich der Erstattung
von Unfallsanzeigen an die letztgenannten Behörden für die Straßenbahnen
abweichende Vorschriften gelten zu lassen, hat das k. k. Eisenbahnministerium
mit dem Erlasse vom 27 . April 1899 , Z . 1626/20 , auf Grund des mit dem
k. k. Ministerium des Innern und dem k. k. Justizministerium gepflogenen
Einvernehmens in theilweiser Abänderung der citierten Erlässe hinsichtlich der
Erstattung von Anzeigen über Unfälle und außergewöhnliche Ereignisse beim
Betriebe von Straßenbahnen die anliegend mitfolgenden Bestimmungen ge¬
troffen , welche sofort in Wirksamkeit treten.

Hievon wird der Wiener Magistrat zur Wissenschaft und Dauachachtung
mit dem Beifügen in Kenntnis gesetzt, dass die Verwaltungen der Straßen¬
bahnen vom k. k. Eisenbahnministerium von diesen Anordnungen verständigt
worden sind.

* * *

Zur Statth .-Z . 44037.
1 fl Mnnst . d. Inn.

Zur Z . 14693.
Bestimmungen,

betreffend den Vorgang bei Erstattung von Anzeigen über Unfälle und außer¬
gewöhnliche Ereignisse beim Betriebe von Straßenbahnen.

1 . Jeder Unfall und jedes außergewöhnliche Ereignis beim Betriebe von
Straßenbahnen ist von der nächsten executiven Dienststelle:

a) an Orten , in denen die Handhabung der Localpolizei landesfürstlichen
Polizeibehörden übertragen ist (derzeit in Wien , Prag , Triest , Lemberg,
Krakau , Trient , Przemysl ), dieser landesfürstlichen Polizeibehörde für
den Umfang des Polizeirayons;

ü) an allen anderen Orten aber sowohl der Ortspolizei als auch der zu¬
ständigen politischen Behörde —

nnverweilt anzuzeigen , gleichviel, ob hiebei ein Sicherheitsorgan (Wachmann,
Gendarm rc.) interveniert hat oder nicht.

Sind wie in Städten mit eigenen Statuten die Agenden der Polizei-
uud der politischen Behörde vereinigt , so ist nur eine  Anzeige zu erstatten.

2. Ergibt sich anlässlich eines Unfalles , beziehungsweise außergewöhnlichen
Ereignisses der Verdacht einer strafbaren Handlung , so wird im Falle a seitens
der k. k. Polizeibehörde , im Falle b seitens der politischen Behörde nach den
bestehenden Vorschriften die Anzeige an das zuständige k. k. Gericht , be¬
ziehungsweise an die k. k. Staatsanwaltschaft erstattet.

3 . Unbeschadet der nach den vorstehenden Bestimmungen festgestellten
Anzeigepflrcht bat das Fahrpersoual von jedem Unfälle oder sonstigem außer-
gewöynlichen Ereignisse nach Zulässigkeit der diesem Personale obliegenden
dienstlichen Functionen und der sonstigen Umstände sofort dem nächsten Sicher¬
heitsorgane (Wachmann , Gendarm rc.) entweder selbst mündliche Meldung zu
machen oder dafür Vorsorge zu treffen , dass diese Meldung durch andere
Personen gemacht werde.

4 . Die den Verwaltungen der Straßenbahnen mit den Erlässen des
Eisenbahnministeriums vom 25 . Juli 1897 , Z . 7244/IV , und vom 8. Septem¬
ber 1897 , Z . 14186/IV (Verordnungsblatt für Eisenbahnen und Schiffahrt
Nr . 104 und 107 sx 1897 ), auferlegte Verpflichtung zur Erstattung von
Anzeigen über Unfälle und außergewöhnliche Ereignisse an die k. k. General-
Jnjpecnon der österreichischen Eisenbahnen und an das k. k. Eisenbahnmiuisterium
obliegt den Straßenbahn -Verwaltungen bloß hinsichtlich jener Linien , die mit
mechanischen Motoren betrieben werden , snicht aber rücksichtlich der Linien mit
Pferdebetrieb.

16 .
(Übertragung des Schiffbau -Curses und der Aus¬
stellung der Zeugnisse Liber die Absolvierung desselben
von der k. k. Handels uud Nautischen Akademie in

Triest au die Staatsgewerbeschule in Triest . )
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 11 . Juli

1899 , Z . 60985 (M . - Z . 127503 ), dem Wiener Magistrate
Nachstehendes zur Kenntnis gebracht:

Zur Ableistung des einjährigen Präsenzdienstes in der Kriegsmarine
gilt nach Z 74 , Punkt 3 U e der Wehr -Vorschrift . I . Theil , als Nachweis der
Befähigung das Zeugnis der Befähigung zum Seeschiffbau , ausgestellt von
der k. k. Handels - und Nautischen Akademie in Triest nach Absolvierung des
an dieser Akademie bestehenden Schiffban -Curses.

Nachdem dieser Curs an die Staatsgewerbeschule in Triest übertragen
worden ist, hat die bezogene Bestimmung der Wehr -Vorschrift in Hinkunft
zu lauten : „Das Zeugnis über die Absolvierung des an der Staatsgewerbe-
schnle in Triest bestehenden Schiffbau -Cnrses " .

Hievon wird der Wiener Magistrat infolge Erlasses des k. k. Ministeriums
für Landesvertheidignng vom 1. Juli 1899 , Z . 17778/5075 II a, zur Wissen¬
schaft und Berichtigung der Wehr -Vorschrift mit dem Beifügen in Kenntnis
gesetzt, dass die k. n . k. Ergäuzungsbehörden vom k. u . k. Reichs -Kriegsmiuisterinm
verständigt worden sind.

17 .
(Vorzeitige Entlassung von Krankeneaffeumitgliedern

aus den Wiener k. k. Krankenanstalten .)
Die k. k. n .- ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 14 . Juli

1899 , Z . 28415 ( M .-Z . 131513/XVI1I ) , Folgendes zur Kennt¬
nis gebracht:

Über die mit dem Berichte vom 27 . December 1898 , Z . 212679 , vor¬
gelegte Beschwerde der Kraukencassa der Genossenschaft der Gastwirte für Wien
uud Umgebung in Wien , IX ., Schwarzspanierstraße Nr . 7, vom 4 . Mai 1898,
Z . 28 , und vom 31 . October 1898 , Z . 237 , darüber , dass kranke Cassen-
mitglieder oft nur unvollständig geheilt , vorzeitig aus den Wiener k. k. Kranken¬
anstalten entlassen werden , und dass durch diese Vermerke auf den sogenannten
Spitalszetteln der Krankencassa Nachtheile erwachsen, wird dem Magistrate zur
weiteren Verständigung Nachstehendes mitgetheilt:

Die Entlassung des Patienten aus dem Spitale ist ganz unabhängig von
dessen erlangter Erwerbsfähigkeit , beziehungsweise etwa vorhandener Erwerbs¬
unfähigkeit , vielmehr hat die Entlassung stets dann zu erfolgen , wenn der
betreffende Patient zur Spitalspflege nicht mehr geeignet erscheint, das heißt,
nicht mehr spitalsbedürftig ist.

Überdies kommt es sehr häufig vor , dass Patienten , insbesondere bei
chirurgischen Krankheiten , welche in der oberen Körperhälfte ihren Sitz haben,
direct ihre vorzeitige Entlassung verlangen , welche nur in ganz vereinzelten
besonderen Fällen , zum Beispiel wenn es sich um Jufectiöse rc. handelt , ver¬
weigert werden darf.

Bezüglich der znrückfolgenden sechs Belege über concrete Fälle wird die
beschwerdeführende Cassa darauf aufmerksam zu machen sein, dass diese Fälle
theils unheilbare , theils solche Fälle betreffen , welche nach Ablauf der acuten
Krankheitserscheinungen kein Gegenstand einer weiteren Spitalsbehandlung
waren , sonach nur erholungsbedürftig blieben , und nur in einem Falle handelte
es sich um einen Kranken , dessen Entlassung im gebesserten Zustande gelegent¬
lich der Pestaffaire nolhwendig und gerechtfertigt war.

Bei diesem Anlasse wird der obenerwähnten Cassa zu bedeuten sein, dass
die Heilanstalten weder zur Detention , noch zur Versorgung der Kranken bis
zur wiedererlangten vollständigen Bernfsfähigkeit zu dienen haben , sondern
dass den Casfenleitungen auch nach der Entlassung ihrer Mitglieder aus der
Spitalspflege die weitere Sorge um deren Reconvalescenz obliegt.

Deshalb sind die Krankeucassen auch auf die Nothwendiqkeit der Errichtung
von Neconvalescentenhausern , aus die Vorsorge zur Ermöglichung des Gebrauches
von Heilbädern für ihre bedürftigen Mitglieder dringend und unter Hinweis
darauf aufmerksam zu machen, dass seitens des Verbandes der Genossenschafts-
Krankencassen durch den nun schon mehrjährigen Bestand des Sanatoriums zu
Königstelten uud seitens des Verbandes der Bezirks -Krankencassen durch Ver¬
mittlung des unentgeltlichen Badgebrauches zu Baden bei Wien , Pystiau,
Karlsbad und Grado , ferner zum Gebrauche von Kaltwassercuren und für die
Aufnahme in die Heilanstalt Alland in dieser Richtung bereits Erfreuliches
geleistet wurde.

In Verfolgung dieser humanen Ziele müsste es den Krankeucassen
erwünscht sein, wenn ihnen von den Spitalsärzten in kürzester Form Anhalts¬
punkte zum Vorgehen mit ihren kranken und reconvalescenten Mitgliedern
gegeben werden.

Bezüglich dieses zweiten Theiles der Beschwerde , betreffend die Vormerke
auf den Spnalszetteln erscheint es allerdings nicht ausgeschlossen, dass einzelne
Krankencassen thatsächlich durch jene Mitglieder ausgebeutet werden , welche eine
denselben bei ihrer Entlassung beispielsweise angerathene Arbeitsenthaltung
zuerst genießen , und erst nach Ablauf derselben sich bei der zuständigen Cassa
anmelden , um das auch für diese Zeit entfallende Krankengeld zu reclamieren.
Diesem Missbrauche körnte jedoch dadurch gründlich jbegegnet werden , wenn
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jedem Caffenmitgliede bei Ansfolgung des Spitalzettels empfohlen würde,
zur Sicherung ' seines Anspruches ans Krankengeld für die Erholungszeit , sich
unmittelbar nach dem Austritte aus dem Spitale dem Cassenarzte vorznstellen,
welchem überhaupt der Krankencassa gegenüber die Erstattung des maßgebenden
Gutachtens znsteht . .

Übrigens werden seitens der Wiener k. k, Krankenanstalten rn Hinkunft
Vormerke ans den Spitalszetteln , wenn solche überhaupt seitens des behandelnden
Arztes als im Interesse des Gesundheitszustandes des betreffenden Patienten
gelegen , zur Information des Caffenarztes für nothwendig erkannt werden,
nur in einer allgemein lautenden Fassung gegeben werden . Z . B, : N . N . ist
reconvalescent , ist derzeit noch nicht arbeitsfähig , ein Wechsel des Berufes an-
gerathen , erholungsbedürftig rc . Bemerkungen wie : N , N . bedarf einer Bade-
cnr , bedarf eines Urlaubes in der Dauer von x Tagen oder Wochen n. s. w.
werden nicht mehr beigesetzt werden.

Hievon werden unter einem die Directionen und Leitungen der Wiener
k. k. Krankenanstalten verständigt.

18 .

(Verbot des Hausierhandels im Gebiete der Stadt
Wiener Neustadt .)

Verordnung des Handelsministeriums im Einvernehmen mit
den Ministerien des Innern und der Finanzen vom 16 . Juli
1899 , betreffend das Verbot des Hausierhandels im Gebiete der
Stadt Wiener Neustadt ( R .- G .-Bl . Nr . 133 ) :

Auf Grund des Z 10 des kaiserlichen Patentes vom 4 . September 1852,
N .-G .-Bl . Nr . 252 , und des Z 5 der Vollzugsvorschrift zu demselben wird
der Hausierhandel im Gebiete der Stadt Wiener -Neustadt vom 1. September
1899 ab untersagt.

Dieses Verbot findet auf die Angehörigen der im Z 17 des Hausier-
patentes und in den betreffenden Nachtra 'gsverordnnngen angeführten , bezüglich
des Hausierhandels begünstigten Gegenden keine Anwendung . >

Durch dieses Verbot wird auch die im Z 60, Absatz 2 der Gewerbe¬
ordnung erwähnte Feilbietung der dort bezeichneten Artikel des täglichen
Verbrauches von Haus zu Hans oder auf der Straße nicht berührt.

(Krankenversicherung jener Personen , welche bei nur
im Urnh erziehen betriebenen Prodnetionsgewerben

beschäftigt sind . )
Zufolge Statthalterei -Erlaffes vom 18 . Juli 1899 , Z . 1821

(M .-Z . 129935/XVIII ) , wurde dem Wiener Magistrate Nach¬
folgendes eröffnet:

Anlässlich eines concreten Falles hat das Ministerium des Innern daran
erinnert , dass bei gewerbsmäßigen , nur im Umherziehen betriebenen Productions-
Unternehmungen , die nicht schon bei einer anderen Cassen-Kategorie versicherten
Bediensteten gemäß Z 13 , Punkt 1 K.-V .-G ., jeweils Mitglieder jener Bezirks-
krankencassa werden , in deren Sprengel das Unternehmen gerade ausgeübt
wird , und dass sich bei der Vidierung der Prodnctions -Bewilligung die
Überzeugung zu verschaffen sein wird , dass seitens des Unternehmers der ihm
nach Z 31 K.-V .-G . obliegenden Anmeldepflicht entsprochen wird.

Dies wird infolge Erlasses des genannten Ministeriums vom 1. März
1899 , Z . 5407 , zur Kenntnis gebracht.

2 «.

(Beibringung von Viehpässen für die aus Märkten
oder Auktionen in Steiermark ausgetriebenen Pferde .)

Die k. k. n .- ö . Statthalterei hat mit Erlass vom 19 . Juli
1899 , Z . 64908 (M .-Z . 129929/XV ), dem Wiener Magistrate
Nachstehendes bekanntgegeben:

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom 19. Juli 1899,
Z . 64908 , Folgendes anher eröffnet:

Die k. k. Statthalterei in Graz hat laut ihrer Kundmachung vom
12 Juli 1899 , Z . 22508 , auf Grund der Bestimmungen des letzten Absatzes
des Z 8 des allgemeinen Thiersenchengesctzes vom 29 . Februar 1880 , R .-G .-
Bl . Nr . 35 angeordnet , dass vom 15 . August 1899 angefangen für alle
Pferde , welche in Steiermark überhaupt auf Viehmärkten oder Auktionen auf¬
getrieben werden , Viehpässe beigebracht werden müssen und Übertretungen
obiger Anordnung nach dem Gesetze vom 24 . Mai 1882 , N .-G .-Bl . Nr . 51,
bestraft werden.

Hievon wird der Wiener Magistrat mit Beziehung auf den hierämtlichen
Erlass vom 8. Juni 1899 , Z . 49853 (siehe Amtsblatt Nr . 52 ex 1899,
„Gesetze, Verordnungen rc." VI ., 14 , pass. 61 ), behufs allgemeiner Verlaut¬
barung in Kenntnis gesetzt.

21 .
(Gewerbliche ttnterrichtsanstalten , deren Zeugnisse
zum Antritte von handwerksmäßigen Gewerben

berechtigen .)
Verordnung des Handelsministers im Einvernehmen mit

dem Minister für Cnltns und Unterricht vom 26 . Juli 1899 , be¬
treffend die Bezeichnung von gewerblichen Unterrichtsanstalten , deren
Zeugnisse znm Antritte von handwerksmäßigen Gewerben berechtigen
(N .- G .-Bl . Nr . 134 ) :

In Ergänzung dcr Ministerial -Verordnungen vom 17 . September 1883,
R .-G .-Bl . Nr . 150 ; vom 24 . April 1885 , N .-G .-Bl . Nr . 57 ; vom 20 . October
1887 , N .-G .-Bl . Nr . 121 ; vom 25 . März 1891 , N .-G .-Bl . Nr . 50 ; vom
29 . Mai 1893 , N .-G .-Bl . Nr . 97 , und vom 13. September 1897 , R .-G .-Bl.
219 , betreffend die Bezeichnung von gewerblichen Ünterrichtsanstalten , deren
Zeugnisse , beim Zutreffen der sonstigen gesetzlichen Voraussetzungen , znm An¬
tritte von handwerksmäßigen Gewerben berechtigen , wird Nachstehendes verordnet:

In die Liste der gewerblichen Unterrichtsanstalten , deren Zeugnisse über
den mit Erfolg znrückgelegten Besuch dieser Anstalten zum Antritte und selb¬
ständigen Betriebe der betreffenden handwerksmäßigen Gewerbe berechtigen,
werden folgende gewerbliche Fachschulen ausgenommen:

aä 1. in Betreff des Drechslergewerbes:  die Fachschule für Holz¬
bearbeitung in Kotomea und die Landes -Fachschnle für Tischlerei und Drechslerei
in Stanislau;

aä 3 . in Betreff des Handwerkes der Feinzeugschmiede:  die Werk-
meifterschule für mechanisch-technische Gewerbe an der deutschen Staatsgewerbe¬
schule in Brünn;

aä 7. in Betreff des Handwerkes der Hafner:  die Landes -Fachschnle für
Thon -Industrie in Kolomea;

aä 9 . in Betreff des Handwerkes der Schlosser:  die Fachschule für
Holz - und Eisenbearbeitnng in Bruck a. M . und die Werkmeisterschule für
mechanisch-technische Gewerbe an der deutschen Staatsgewerbeschule in Brünn;

aä 10 . in Betreff des Handwerkes der Tischler:  die Fachschulen für
Holzbearbeitung in Kimpolung und Kolonien ; ferner die Landes -Fachschulen für
Tischlerei und Drechslerei in Stanislau.

Endlich wird den Abgangszeugnissen der Fachschulen für Korbflechterei
in Bleistadt , Fogliano , Senftenberg und Zaga , sowie dem Zeugnisse über die
Absolvierung der Abtheilnng für Korbflechterei an der Fachschule für Holz¬
bearbeitung in Kimpolung die Rechtswirksamkeit des Befähigungsnachweises
für das Gewerbe der Korbflechter,  dann den Zeugnissen der Werkmeister¬
schule für mechanisch-technische Gewerbe an der deutschen Staatsgewerbeschule
in Pilsen die Nechtswirksamkeit des Befähigungsnachweises zum Antritte des
Gewerbes dcr Grobschmicdc  zuerkannt.

22 .
(Beschränkung des Hausierhandels in einzelnen

Comitaten und Gemeinden Ungarns . )
Die k. k. n .- ö . Statthalterei hat mit Erlass vom 26 . Juli

1899 , Z . 54473 (M .-Z . 11y063/XVIII ) , dem Wiener Magi¬
strate Nachstehendes zur Kenntnis gebracht:

Zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 9. Juni 1899,
Z . 15822 , wurde laut Mittheilung des königlich ungarischen Handelsministeriums
vom 10 . und 14 . März d. I ., Z . 126 und 6605 , die Ausübung des Hausier¬
handels im Gebiete der Comitate Lika - Krbava (Croatien ) und Bucs-
Bod rog (Ungarn ) unter Anfrechthaltnng der im Z 17 der bestehenden Hausier¬
vorschriften und in den diesen Paragraphen ergänzenden Nachtragsverordnnngen
den Bewohnern gewisser Gegenden gewährten Rechte nachstehenden Be¬
schränkungen unterworfen.

1. In jeder Ortschaft des Comitates Lika - Krbava  ist die Ausübung
des Hausierhandels nur während 24 Stunden im Verlaufe eines Jahres gestattet.

2 . In den dem Comitate Bäcs - Bodrog  einverleibten Großgemeinden
Bajmok , Bäcs , Bucs -Almäs , Bäcs -Feketehegp , Bäcs -Keresztur , Bäcs -Knla,
Bä,cs - Petrovoszello . Bäcs -Szent -Tamas , Bäcs -Topolya , Bezdän , Bikith,
Csantavär , Cservenka , Gara , Hodsäg , Jankoväcz , Kis -Hegpes , Molykus , Nemes-
Palänla , 0 -Becse . O-Futäk , O-Kanizsa , O -Moravicza , O-Palänka , O-Szivacz,
O-Verbasz , Pacser , Parabnty , Petrovacz , Pivnicza , Prjgl .-Szeut -Jvän , Szeg-
hegy, Sztanisits , Temerin , Titel , Uj-Palauka und Uj-Verbäsz ist die Aus¬
übung des Hausierhandels , vom Tage der ortsbehördlichen Vidierung an ge¬
rechnet , nur durch 48 Stunden gestattet , und zwar nur einmal in Zeitabschnitten
von je drei Monaten.

Insofern die im Z 17 des Hansierpatentes und den bezüglichen Nach¬
tragsverordnnngen bezeichneten Hausierer den Hausierhandel auch mit anderen
als den begünstigten Waren betreiben , find dieselben rücksichtlich der nicht
begünstigten Waren gleichfalls den obigen Beschränkungen in den genannten
Großgemeinden des Comitates Bäcs -Bodrog unterworfen.

Im Besuche der Landes - und Wochenmärkte sind die Hausierer nicht
beschränkt.

Hievon wird der Magistrat mit Beziehung auf Z 10 des Hausierpatentes
zur Kenntnisnahme und Danachachtung verständigt.
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Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat ferner mit dem Erlasse vom
19 . Juli 1899 , Z . 61394 (M .-Z . 131619/XVIII ) , dem Wiener-
Magistrate Nachstehendes zur Kenntnis gebracht:

Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 1. Juli 1899,
Z . 20812 , wurde zufolge Miltheilung des königlich ungarischen Handels¬
ministeriums vom 17 . Mai d. I ., Z . 17323 , die Ausübung des Hausierhandels
im Comitate Borsod  unter Aufrechthaltnng der im Z 17 der bestehenden
Hansiervorschriften und in den diesen Paragraphen ergänzenden Nachtragsver¬
ordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden gewährten Rechte dahin be¬
schränkt, dass sie in Großgemeinden nur während drei , in Kleingemeinden
während zwei Tagen , von der Vidierung gerechnet , gestattet wird , und dass
die Hausierer behufs Ausübung ihres Geschäftes in jeder Ortschaft in drei
Monaten nur einmal erscheinen dürfen.

Hievon wird der Magistrat mit Beziehung ans Z 10 des Hausierpatentes
zur Kenntnisnahme und Danachachtnng verständigt.

23 .
(Zulässigkeit von Comptoirarbeiten im Speditions-

gewerbe an Sonntagen .)
Magistrats -Director T a ch a u hat mit Erlass vom 26 . Juli

1899 , Z . 130598/XVII , Nachstehendes bekanntgegebeu:
Laut Erlasses der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 21 . Juli 1899 , Z . 65488,

hat das k. k. Handelsministerium ans Anlass von Zweifeln , welche sich in
den Kreisen der Interessenten über die Zulässigkeit von Comptoirarbeiten im
Speditionsgewerbe an Sonntagen ergaben und in an das k. k. Handelsmini¬
sterium gerichteten Anfragen Platz gefunden haben , mit dem Erlasse vom
17 . Juli 1899 , Z . 38738 , Nachstehendes eröffnet:

Die Sonntagsarbeir ist bezüglich der Güterbeförderung auf Grund des
Artikels VI des Gesetzes vom 16. Jänner 1895 , R .-G .-Bl . Nr . 21 , durch
die Ministerial -Verordnnng vom 24 . April 1895 , R .-G .-Bl . Nr . 58 , Z 2,
Punkt 46 , znm Behufe der Aufgabe von Eilgut bei Eisenbahnen und Dampf¬
schiffen, beziehungsweise znm Behufe der Übernahme und Zustellung von Eil¬
gut an die Empfänger gestattet worden.

Den bei diesen Arbeiten an Sonntagen länger als 3 Stunden be¬
schäftigten Arbeitern ist als Ersatzrnhe eine 24stüudige Ruhezeit am darauf¬
folgenden Sonntage oder an einein Wochentage oder je eine sechsstündige
Ruhezeit an zwei Tagen der Woche zn gewähren.

Sofern mit den Arbeiten behufs Aufgabe und Abgabe von Eilgut an
Sonntagen auch bestimmte Comptoirarbeiten unmittelbar Zusammenhängen , sind
diese in dem unabweislich nothwendigen Umfange und bezüglich der unumgänglich
erforderlichen Anzahl von Personen an Sonntagen gleichfalls gestattet.

Weitergehende Comptoirarbeiten als solche, welche sich auf die Eilgut-
Aufgabe und Abgabe am Sonntag selbst beziehen, sind an Sonntagen beim
Speditenrgewerbe unzulässig.

Es findet daher auch die allgemeine Gestaltung von Comptoirarbeiten,
wie sie mit der Kundmachung der n .-ö. Statthalterei vom 7 . August 1897,
L. -G .- und V .-Bl . Nr . 46 , für den Handelsbetrieb von 9 bis 11 Uhr vor¬
mittags festgesetzt worden ist, ans das Speditionsgewerbe keine Anwendung , da
die Sonntagsarbeit in diesem Gewerbe durch die erwähnte Ministerial -Ver¬
ordnnng ans Grund des Artikels VI des Gesetzes ihre Regelung findet und
sonach die Festsetzung der Ausnahmen von der Vorschrift der Sonntagsruhe
nicht durch die politischen Landesbehörden zu erfolgen hat.

24 .
(Gift -Verschleiß .)

Das magistratische Bezirksamt für den I . und VIII . Bezirk hat sich
laut Bescheides vom 27 . Juli 1899 , G .-Z . 21182,1 . Bezirk , bestimmt gefunden,
dem August Brestowsky,  Magister der Pharmacie , I ., Hegelgasse 17, die
angesnchte Concession znm Verschleiße von Giften im I . Bezirke , Hegelgasse 17,
zu verleihen.

25 .
Errichtung einer Bezirkshauptmannfchaft in

Gmünd .)
Die k. k. n .- ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 29 . Juli

1899 , Z . 5504 (M .-D .-Z . 1847 ) , dem Wiener Magistrate Nach¬
stehendes zur Kenntnis gebracht:

Da die neu zn aktivierende Bczirkshauptinannschaft in Gmünd , deren
Amtssprengel die dermalen zuin politischen Bezirke Waidhofen a. d. Thaya
gehörenden Gerichtsbezirke Litschan und Schreins , sowie den derzeit dem
politischen Bezirke Zwettl zugehörigen Gerichtsbezirk Weitra umfassen wird,
ihre Amtswirksamkeit mit 1 . October 1899 beginnen wird — die bezügliche
Kundmachung des k. k. Ministeriums des Innern vom 15. Juli d. I . ist im
XUIX . Stücke des Jahrganges 1899 des Reichsgesetzblattes unter Nr . 123
verlautbart (siehe Amtsblatt Nr . 60 ex 1899 , „ Gesetze, Verordnungen rc ."
VI 18 spaA. 71j ) — wird aufmerksam gemacht, dass die Erledigung jener
Geschäflsstücke, welche eine Gemeinde der erwähnten Gerichtsbezirke betreffen,
insoweit diese Erledigung bei Einrechnnng des für die Expedition und den
Postenlanf erforderlichen Zeitraumes zuverlässig noch vor Ende September 1899

an ihren Bestimmungsort gelangen kann , noch an die Bezirkshanptmannschaften
Waidhofen a. d. Thaya , beziehungsweise Zwettl , anderenfalls aber sofort an
die Bezirkshauptmannschast in Gmünd zn richten sein wird.

In diesem Sinne sind auch die unterstehenden magistratischen Bezirks¬
ämter anzuweisen. 2 «.
(Inkrafttreten des Übereinkommens mit Italien hin¬
sichtlich der wechselseitigen nnentgeltlichen Unter¬

stützung mittelloser Kranker .)
Kundmachung des Ministeriums des Innern vom 31 . Juli

1899 , womit der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Übereinkommens
zwischen Österreich -Ungarn und Italien hinsichtlich der wechsel¬
seitigen unentgeltlichen Unterstützung mittelloser Kranker bekannt¬
gegeben wird ( N .-G .-Bl . Nr . 146 ) :

Das auf Grund der kaiserlichen Verordnung vom 22 . Mai 1899 , R .- G .-
Bl . Nr . 102 , verlaittbarte Übereinkommen zwischen Österreich -Ungarn und
Italien hinsichtlich der wechselseitigen nnentgeltlichen Unterstützung mittelloser
Kranker vom 25 . Juni 1896 , N .-G .- Bl . Nr . 103 ox 1899 , tritt infolge
des zwischen den betheiligten Negierungen im Sinne des Artikels V des Über¬
einkommens erzielten Einverständnisses am 1. October 1399 in Kraft.

27 .
(Zulassung von Wilhelm Schückher scheu Platten
aus Gips und Kesfelschlacke zur Herstellung von

Älbtheilungswänden .)
Magistrats -Decret vom 3 . August 1899 , M .-Z . 83427/IX:
Der Wiener Magistrat hat in seiner Sitzung vom 28 . Juni 1899

!-ub 83427 beschlossen:
„Es sei in Ergänzung des Magistrats -Decretes vom 26 April 1899,

Z . 221120 ox 1898 (siehe Amtsblatt Nr . 43 ox 1899 , „Gesetze, Ver¬
ordnungen rc."^V, 39, xa ». 51), zn bewilligen , dass unter den dort angegebenen
Bedingungen auch die mit der Eingabe vom 3 . Mai 1899 , Z . 83427 , vor-
gelegten Platten ans Gips und Kesselschlacke der Firma Wilhelm Tchückher in
Wien , I ., Canovagasse 7, welche sich durch die Anbringung seitlicher Wülste
beziehungsweise Riemen von der ursprünglich zngelassenen unterscheiden , zur
Herstellung von Abtheilungswänden verwendet werden.

Die beigebrachte Mnsterplatte wird zur Controle dem Stadtbauainte
behufs Verwahrung übergeben.

28 .
(Xylolithplatten der Firma Bernhnber A Schenk . )

Decret des Wiener Magistrates vom 3 . August 1899 , M .-
Z . 17839/IX:

Zufolge Magistrats -Beschlusses vom 28 . Juni 1899 , Z . 17839 , wird die
Firma Bernhnber  L Schenk , Wien , VI . Bezirk , Kaunitzgasse 2 . eine be¬
glaubigte Abschrift des Protokolles über die Brandprobe , die mit den von
dieser Firma erzeugten Tylolithplatten vorgenommen wurde , mit dem Be¬
merken ansgefolgt , dass dieses Tylolith als feuersicheres Materiale zur Ein¬
dellung von Dachstühlen nach Z 50 der Wiener Bauordnung nicht anerkannt
werden kann , dass dasselbe jedoch als Ersatz der Stnccadornng von Holz¬
wänden nach Z 45 der Wiener Bauordnung sowie auch nach H 65 als Küchen-
fußboden respective als Belag des Fußbodens vor der Herdseite , wo sich die
Feuerung befindet , insolange als zulässig erklärt wird , als dasselbe den vor¬
gelegten Musterplatten entspricht , wobei jedoch an der vor der Feuerung
liegenden Herdseite ein Unterlagsbeton von mindestens 60 cm Breite in An¬
wendung kommen muss.

Die beabsichtigte anderweitige Verwendung der Pylolithplatten bei Bauten
in Wien ist in den Consensplänen ersichtlich zu machen und bleibt die Ent¬
scheidung respective Zulassung in solchen Fällen im Sinne des 8 100 der
Bauordnung der Baubehörde von Fall zu Fall Vorbehalten.

Die beiden Musterplatten werden behufs Ausübung der Controle dem
Stadtbauamte zur Verwahrung übergeben.

2S.
(Angabe der Vorstrafen in den Strafregistern .)

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 5 . August
1899 , Z . 64632 (M .-D .-Z . 1886 ), dem Wiener Magistrate Nach¬
stehendes zur Kenntnis gebracht:

Das k. k. Ministerium des Innern hat anlässlich der Behandlung eines
Strafnachsichtsgesuches mit dem Erlasse vom 12 . Juli 1899 , Z . 22211 , anher
zur Danachachtnng für die Zukunft eröffnet , dass , um die Nothwendigkeit
von Ergänzungen von Verhandlungen zn vermeiden , zu veranlassen sein wird,
dass in den Strafregistern (Rubrik : Anmerkung ) stets alle Vorstrafen und
Datum und Zahl des bezüglichen Erkenntnisses und Angabe der Höhe des
Strafbetragcs angegeben werden.
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3V.
(Nachtragsverzeichnis über die mit dem Öffentlich¬
keitscharakter bekleideten Krankenhäuser und die für

dieselben festgeftellten täglichen Verpflegskosten . )

(Z . 65191 Königlich ungarisches Ministerium des Innern;
M .-Z . 126511/XV1 )

II. Ulnnultililieltimnumizrn.
81 Ml ath:

31.
(Zulassung von Klinkerplatten ans den I . Fitz scheu
Chamottewarensabriken in Herbris zur Trottoir-

pslasterung . )
Zur Trottoirpflasterung waren bisher nur Klinkerplatten aus den

Fabriken der fünf Firmen : Schlimp in Schattau , Teplitzer Chamottewaren-
fabrik , Lederer L Nessenyi , C . Spitzer und Fürst Liechten ste in ' sche
Thonwarenfabrik zugelassen.

Mit Stadtraths -Beschluss vom 26 . Mai 1899 , Z . 5248 (M .-Z . 194504/V ),
wurde nunmehr auch die Zulässigkeit der Verwendung von Klinkerplatten aus
den I . Fitz ' schen Chamottewarensabriken in Herbris (bei Rokhzan in Böhmen)
zur Trottoirpflasterung ausgesprochen.

Hiebei wurde bedungen , dass
1. für Überfahrten über das Trottoir mindestens 5 om starke Platten

auf 15 om starker Betonuuterlage , sonst mindestens 2 5 om starke Platten auf
10 om starker Betonunterlage gelegt und mit Cementmörtel ausgegossen
werden;

2 . dass die Oberfläche der Platten mindestens 16/16 om groß , an den
Kanten abgefasst und durch 5 bis 6 om tiefe Nuten in mindestens 4 Felder
untertheilt , die Plattensohle dagegen mit schwalbenschwanzförmigen , nach ver.
schiedenen Richtungen auslanfenden Nuten versehen werde;

3 . dass die aus solchen Platten herzustellenden Trottoirs in sämmtlichen
Gassen der Bezirke I bis IX und in den stärker frequentierten Straßen der
übrigen Bezirke mit untermauerten Granitrandsteinen , sonst aber mit einem
27 cm hohen Granitwürselsaum ans Betonunterlage , beziehungsweise , wo die
Trottoirs nicht direct an Fahrbahnen grenzen , mit Klinkerrandsteinen oder
einer 18 om hohen Würfelsanmschar ans Betonunterlage abgegrenzt werden.

Bezüglich der Übernahme solcher Trottoirs in die Erhaltung der Ge¬
meinde Wien haben die Bestimmungen des Z 61 der Bauordnung An¬
wendung zu finden . _

(Verzeichnis der im Neichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich nnter der Enns im Jahre

18SS pnblicierten Gesetze und Verordnungen .)
X. Reichsgesetzlilnlt.

Nr . 131 . Concessionsurkuude vom 12 . Juli 1899
für die Localbahn Teltsch —Zlabings.

Nr . 132 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 16 . Juli 1899 , betreffend die Errichtung eines Gebüren-
bemeffnngsamtes in Graz.

Nr . 133 . Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit den Ministerien des Innern
und der Finanzen vom 16 . Juli 1899 , betreffend das Verbot
des Hausierhandels im Gebiete der Stadt Wiener -Neustadt .*)

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc." vollinhaltlich ausgenommen.

Nr . 134 . Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister für Cnltns und Unter¬
richt vom 26 . Juli 1899 , betreffend die Bezeichnung von gewerb¬
lichen Unterrichtsanstalten , deren Zeugnisse zum Antritte von handwerksmäßigen
Gewerben berechtigen .*)

Nr . 135 . Erlass des Fiuanzministeriums vom
28 . Juli 1899 , betreffend das Maß der Sicherstellung für die richtige
Einzahlung des Bonificationsrückersatzes bei der Znckeransfnhr in der Be¬
triebsperiode 1899/1900.

Nr . 136 . Concessionsurkunde vom 14 . Juli 1899
für die Localbahn von Mutenitz nach Gaya.

Nr . 137 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 22 . Juli 1899 , betreffend eine Er¬
gänzung der Bestimmungen über die Abfertigung harter Kammgarne aus
Glanzwolle (Weftgarne ) über Nr . 30 metrisch, einfach oder doubliert , roh.

Nr . 138 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 22 . Juli 1899 , betreffend die Er¬
gänzung der Bestimmungen des alphabetischen Warenverzeichnisses zum Zoll¬
tarife beim Schlagworte „ Buchbinder -Leinwand " und „ Wachstuch und Wachs-
taffet " .

Nr . 13V . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 22 . Juli 1899 , betreffend die Ab¬
änderung einiger Bestimmungen des alphabetischen Warenverzeichnisses zum
Zolltarife beim Schlagworte „ Eisen und Effenwaren ".

Nr . 14V . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 24 . Juli 1899 , betreffend die Erstreckung des Banvollendnngs-
termines für die Klcinbahnlinie vom Schulplatze durch die Königs -, die Mühl-
und die Pragerstraße zur Gasanstalt in Teplitz.

Nr . 14k . Verordnung des Justizministeriums vom
26 . Juli 1899 , betreffend den Zeitpunkt , mit welchem das Gesetz vom
25 . Juli 1871 , N .- G .-Bl . Nr . 76 , im Herzogthnme Salzburg in Wirksamkeit
zu treten hat.

Nr . 142 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 26 . Juli 1899 , betreffend die Abänderung des Namens der im
kunto tranoo und im Baross -Hafen befindlichen Exposituren des königlich
ungarischen Hauptzollamtes in Fiume.

Nr . 143 . Verordnung des Ackerbauministeriums
vom 26 . Juli 1899 , womit die Verordnung vom 6 . Juli 1893,
R .-G .-Bl . Nr . 118 , betreffend die Prüfung für den forsttechnischen Staats¬
dienst, abgeändert wird.

Nr . 144 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 27 . Juli 1899 , betreffend die Errichtung eines Nebenzollamtes
I . Classe auf dem Bahnhofe in Johanngeorgenstadt (Sachsen ).

Nr . 145 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 29 . Juli 1899 , betreffend die Einbeziehung des königlich
ungarischen Hauptzollamtes Csik-Gyimes nnter die im Anhänge zu der Ver¬
ordnung vom 15 . Juli 1882 bezeichnten Zollämter (Eingangsämter ) und Auf¬
hebung der dem königlich ungarischen Nebenzollamte Csik-Gynnes Ankommenden
Befugnis zur Pflanzenabfertigung.

Nr . 146 . Kundmachung des Ministeriums des
Jnueru vom 31 . Juli 1899 , womit der Zeitpunkt des Inkraft¬
tretens des Übereinkommens zwischen Österreich -Ungarn und Italien hinsichtlich
der wechselseitigen unentgeltlichen Unterstützung mittelloser Kranker bekannt¬
gegeben wird .*)

L . Landesgesetzblatl.
Nr . 33 . Verordnung der k. k. Finanz - Lau des-

Direction in Wien vom 21 . Juli 1899 , Z . 45278,
enthaltend die Kundmachung jener Landstraßen , beziehungsweise Wasserstraßen,
ans welchen der Transport von je 2 ir§ übersteigenden Sendungen von ver¬
steuertem Zucker im Verkehre zwischen den Ländergebieten des österreichisch¬
ungarischen Zollgebietes vom 1. August 1899 angefangen zulässig ist.

Nr . 34 . Kuudmachuug des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 26 . Juli
1899 , Z . 67388 , betreffend die Bestellung eines amtlichen Dampf-
kessel-Prüfnngscommissärs für die politischen Bezirke Amstetten , Lilienfeld , Melk,
Scheibbs , St , Pölten und den Stadtbezirk Waidhofen an der Ibbs.

') Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc." vollinhaltlich ausgenommen.
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